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Die Basler Kantonalbank (BKB) hat eine Bilanzsumme von 45 Milliarden Franken. Sie ist 
damit die 9.- grösste Bank der Schweiz. Der Kanton Basel-Stadt haftet voll für die Bank, die 
Steuerzahlenden stehen voll im Geschäftsrisiko. Mit der Integration der Bank Cler in den 
BKB-Konzern steigt das potentielle Maximalrisiko für den Kanton um weitere 18 Milliarden 
(Bilanzsumme Cler) auf etwa 63 Milliarden Franken. Zum Vergleich: Der Kanton Basel-Stadt 
hat Einnahmen von etwa 2,8. Milliarden - etwa 5 Prozent der Bilanzsumme. 

Auch wenn die BKB grundsätzlich sicher ist und solide wirtschaftet: Das Risiko ist für den 
Kanton Basel-Stadt viel zu gross. Und es wird völlig unzureichend bzw. überhaupt nicht 
abgegolten, wie kürzlich in den regionalen Medien aufgezeigt wurde. Es wird lediglich der 
Wettbewerbsvorteil, den die BKB aufgrund der Staatsgarantie hat, mit gegen 9 Mio. Franken 
abgegolten. Der Kanton Basel-Stadt muss quasi ungeschützt für eine 20-mal grössere 
Bilanzsumme als seine Einnahmen geradestehen. 

Im Moment abgeklärt wird, ob die Integration der Bank Cler in die BKB überhaupt gesetzlich 
zulässig ist. Die damit verbundene Ausdehnung der Staatsgarantie wollte man schon 2015 in 
den Kommissionen bei der Beratung des neuen BKB-Gesetzes einstimmig verhindern 
(damals noch Bank Coop). Betriebsökonomisch falsch wäre es aber, die Cler zu verkaufen - 
in der heutigen Bankenlandschaft wird economy of scale immer wichtiger. Wachstum ist also 
richtig, aber nicht konform mit dem Leistungsauftrag und inkompatibel mit der Staatsgarantie. 

Die einfachste Möglichkeit, ein mögliches Fiasko für den Kanton verhindern zu können und 
das Problem mit der Integration der Cler in die BKB zu lösen, ist, die BKB in eine 
Aktiengesellschaft umzuwandeln und die Staatsgarantie aufzuheben. Die PS Anteilseigner 
sollten dabei als Aktionäre beteiligt bleiben. Damit erhält der Kanton die Option, in einer Krise 
politisch zu entscheiden, ob die Staatsgarantie gewährt wird, oder ob sie den Kanton 
finanziell überfordern würde. Damit wird auch die politische Mitwirkung gestärkt. Aus 
kantonaler Sicht macht eine Umwandlung auch ökonomisch Sinn, denn der Kanton verdient 
weiterhin Geld mit den Dividenden und neu mit Steuereinnahmen (da die Bank heute 
steuerfrei agieren kann, was wettbewerbsverzerrend ist). Für die Bank entfällt die 
Komfortsituation der Staatsgarantie, was sie sicherer und effizienter macht. Experten 
sprechen bei der Staatsgarantie von einer «moral hazard» Situation, bei der solche Banken 
tendenziell zu hohe Risiken eingehen. Die Staatsgarantie ist auch deshalb ein 
Auslaufmodell, weil ein Dienstleistungsabkommen mit der EU absehbar ist, welches 
Staatsbeihilfen verbieten wird. 

Im Zuge der Umwandlung der BKB in eine Aktiengesellschaft soll der Kanton die 
Aktienmehrheit nicht verkaufen, sondern sie behalten. Eine spätere Veräusserung 
unterstünde den Entscheiden der gesetzlich vorgesehenen Behörden bzw. Gremien. 

Die Motionäre verlangen deshalb, dass die Regierung innerhalb eines Jahres die BKB in 
eine Aktiengesellschaft umwandelt. Der im BKB Gesetz definierte Leistungsauftrag soll in 
revidierter Form in den Statuten der neuen Aktiengesellschaft unter Berücksichtigung der 
Bank CLER festgeschrieben werden. Die PS-Scheine werden in Aktien gewandelt. 
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